
Sachsen

Die Aufstellung des Doppelhaushaltes 
und das damit verbundene Ringen in 

der Gesetzgebung mit der Beschlussfassung 
ist regelmäßig ein Kraftakt sowohl für die 
Politik als auch für uns als Gewerkschaft.

Bereits im Sommer wurde bekannt, dass 
mit dem kommenden Doppelhaushalt (2023/ 
2024) wahrscheinlich kein großer Wurf für 
die sächsische Polizei kommen wird. Und so 
wie es befürchtet wurde, kam es dann auch. 

Die Berichte der Fachkommission schla-
gen dem Sächsischen Landtag eine Polizei-
stärke zwischen 15.184 und 16.014 Stellen 
vor. Aber eine Entscheidung zu einer Ziel-
stärke in der sächsischen Polizei ist weiter 
offen.

So billigt man der sächsischen Polizei zu 
ihren 14.077 Stellen in den nächsten Jahren 
einen Personalaufbau (239 in 2023 und 266 
in 2024) durch die Übernahme der fertigen 
Auszubildenden zu. Dafür liegen wir im Be-
reich des Ausbildungskorridors (500 im Jahr 
2023 und 450 in 2024) weiter unter dem Not-
wendigen. Selbst im Investitionshaushalt 

für die Liegenschaften der Polizei (zweistel-
liger Millionenbetrag pro Haushaltsjahr) 
oder beim Erhalt und Ausbau der digitalen 
Infrastruktur ist der Großteil dem Rotstift 
zum Opfer gefallen.

Obwohl immer wieder gesagt wird, dass 
die sächsische Polizei „die am meisten bela-
stetste Polizei im Bundesgebiet ist“, scheint 
auf kurze Sicht keine Verbesserung möglich. 
Demnach ist es nicht weiter verwunderlich, 
dass uns als GdP die beschlossenen Zahlen 
im Haushaltsentwurf nicht vollumfänglich 
schmecken, denn alles in allem sind diese 
zu knapp bemessen.

Wer die Sicherheit in Sachsen steigern 
möchte und Sachsen zu einem der sichers-
ten Bundesländer machen möchte, muss in-
vestieren – denn nach der Haushaltsgesetz-
gebung ist vor der Haushaltsaufstellung. I

DP: Wie ist Ihre grundsätzliche Einschät-

zung bezüglich des Entwurfes zum Dop-

pelhaushalt 2023/2024, insbesondere 

für die sächsische Polizei? 

Armin Schuster: In erster Linie sehe ich das 
Ergebnis der Haushaltsaufstellung und der 
Haushaltsberatungen als Anerkennung und 
als Ansporn für unser Haus.

518 weitere, top ausgebildete Frauen und 
Männer werden die sächsische Polizei un-
terstützen – diesen Personalaufwuchs brau-
chen wir, besonders mit Blick auf die aktu-
elle Lage. Die überlagernden Krisen fordern 
uns massiv. Das hat der Landtag erkannt. 
Auch wenn wir mit dem Einstellungskorri-
dor von 500 Polizeianwärterinnen und -an-
wärtern im Jahr 2023 und 450 in 2024 unsere 
Ziele nicht vollständig erreicht haben, wird 
der weitere Aufbau unserer Polizei kontinu-
ierlich fortgesetzt.

Auch die drei neuen Polizeihubschrau-
ber kommen definitiv und werden die ver-
alteten und weniger leistungsfähigen Hub-
schrauber ersetzen. Das ist enorm wichtig. 

Ich erinnere nur an die Brände in der Sächsi-
schen Schweiz – hier wurde uns deutlich vor 
Augen geführt, welchen wertvollen Beitrag 
Polizeihubschrauber auch neben der tägli-
chen Polizeiarbeit leisten. Die Anschaffung 
wird in erheblichem Maß unsere Leistungs-
fähigkeit stärken.

DP: Inwieweit orientiert sich aus Ihrer 

Sicht der Doppelhaushalt 2023/2024 an 

den Berichten der jeweiligen Fachkom-

mission und auf welche Zielsollstärke 

der Polizei hätte sich die Staatsregierung 

aus Ihrer Sicht verständigen müssen? 

Armin Schuster: Die Berichte der Fachkom-
mission zur Evaluierung der Polizei bieten 
uns eine klare Orientierung. Und an der 
Empfehlung der Fachkommission von rund 
15.000 Beamtinnen und Beamten halten wir 
vorbehaltlich des nächsten Berichts unbe-
irrt fest. Betrachtet man die aktuelle Belas-
tung, würde ich wieder die ursprüngliche 
Stärke der sächsischen Polizei mit knapp 
15.300 Stellen anstreben. Die 518 neuen 

Stellen im Doppelhaushalt 2023/2024 sind 
jedenfalls ein großer Schritt in diese Rich-
tung. Damit verfügt die sächsische Polizei 
in 2024 über fast 14.600 Stellen.

Die GdP im Gespräch mit dem 
Sächsischen Innenminister

Nachgefragt – ein Interview mit Innenminister Armin Schuster

Jan Krumlovsky
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Ein Kommentar von Hagen Husgen

Wie unterschiedlich doch die Herange­
hensweise und die Einschätzung sein 

können – zu ein und derselben Sache, wohl­
gemerkt. 

Doch dass sich das Privileg eines Politi­
kers, sich die Welt schönzureden, so rapide 
von der realen Betrachtungsweise der Pro­
tagonisten unterscheidet, überrascht schon.

Zu den hoch gepriesenen 518 Stellen für 
Topausgebildete steht auf Seite 179 des Dop­
pelhaushaltes, dass damit nicht mehr und 
nicht weniger als „die Übernahme der An­
wärter nach der Ausbildung sichergestellt“ 
wird. Was wäre mit ihnen passiert, wenn 
man nicht diese „grandiose Idee“ gehabt 
hätte? 

Kein Wort zur Anerkennung der Empfeh­
lungen der Fachkommission oder zur Not­
wendigkeit eines Personalzuwachses. Ent­
weder sind diese als Büroversehen unter den 
Tisch gefallen und weggekehrt worden oder 
sie werden wissentlich ignoriert.

Ja, die 518 Stellen sind und bleiben nur 
die Erfüllung der Vorgabe aus dem Haushalt 
2021/2022, und das kann und muss man ja 

wohl verlangen können. Muss man? Eigent­
lich nicht …

Die CDU hat auch vergessen, dass ihr 
Landesvorstand am 12. März 2022 „10 Punk­
te für ein sicheres Sachsen“ beschlossen 
hat, wonach der „Maßstab für die Stellen­
ausstattung der Polizei der jeweils aktuel­
le Bericht der Fachkommission zur Evaluie­
rung der Polizei des Freistaats Sachsen sein“ 
soll. Darin heißt es sogar weiter: „Wir wer­
den daher den Einstellungskorridor in die 
Polizeiausbildung in Höhe von 600 Anwär­
terinnen und Anwärtern in den Jahren 2023 
und 2024 fortschreiben.“ Habe ich da was 
verpasst?

Mitnichten. Alles nur Makulatur, Gerede 
und leere Worte. Mit dem Verlangen ist es 
eben so eine Sache. Aus meiner Sicht soll­
te man sich Bemerkungen über gute Haus­
haltsverhandlungen verkneifen. Vielleicht 
sollte man ehrlich sagen, dass sie zäh, er­
schreckend und am Ende nicht zufrieden­
stellend waren. Das nehmen wir Ihnen eher 
ab, Herr Minister. Mit Verlaub, ich weiß, dass 
Sie mehr wollten, als Ihnen (und uns) zuge­

standen wird. Doch wo endet das Schönre­
den und wo beginnt die Auseinanderset­
zung mit der Realität?

Der Doppelhaushalt 2023/2024 kann nur 
als Unfall bezeichnet werden, für die Inne­
re Sicherheit als Frontal­Crash, der von der 
Politik hingenommen wird. Jetzt heißt es: in 
die Hände spucken und 2025/2026 alle Wun­
den heilen. Sie sind es unseren Kolleginnen 
und Kollegen schuldig. I

DP: Was soll mit zusätzlich insgesamt sie-

ben HH-Stellen im Tarifbereich im Dop-

pelhaushalt gegenüber dem DHH 2022 

erreicht werden? 

Armin Schuster: Mit den sieben Projekt­
mittelstellen – die allesamt befristet sind 
– soll das BOS­Projekt zur Netzmodernisie­
rung vorangetrieben beziehungsweise fina­
lisiert werden. 

DP: Wie bzw. wann werden die „Bereiche“ 

Spezialisten, Service, Verwaltung perso-

nell gestärkt werden? 

Armin Schuster: Für die personelle Stär­
kung dieser Bereiche habe ich mich ein­
gesetzt und 234 neue Stellen für Verwal­
tung und Spezialisten im Doppelhaushalt 
2023/2024 gefordert. Auch wenn wir die­
se Forderung nicht erreicht haben und zu­
nächst mit der derzeitigen Besetzung wei­
terarbeiten, werde ich dazu im Gespräch 
bleiben und in den nächsten Haushaltsver­
handlungen erneut diskutieren. Hierfür be­
darf es auch der Bestätigung der 234 Stellen 
für Verwaltung und Spezialisten im nächs­

ten Bericht der Fachkommission zur Evalu­
ierung der sächsischen Polizei. 

DP: Welche wertschätzenden Maßnah-

men sind mit der Aufstellung des Dop-

pelhaushaltes aus Ihrer Sicht verbunden 

und für welche Maßnahmen werden Sie 

sich in den nächsten zwei Jahren als ver-

antwortlicher Minister mit welchem Ziel 

einsetzen? 

Armin Schuster: Die guten Haushaltsver­
handlungen sprechen für sich. Mit mehr 
Personal stärken und entlasten wir die Kol­
leginnen und Kollegen, halten finanzielle 
Mittel für die Ausstattung bereit – und ver­
bessern so letztlich ihre Arbeitsbedingun­
gen. Wir zeigen damit, dass wir die Bedürf­
nisse und Defizite sehen, ernst nehmen und 
anpacken.

Konkret bedeutet das, dass wir die Nach­
wuchsgewinnung sichern. Hierfür stehen 
ausreichend Mittel bereit.

Auch im Bereich Bau und Sanierung un­
serer Liegenschaften setzen wir einen wei­
teren Schwerpunkt. Wir brauchen Polizeire­
viere mit zeitgemäßen Arbeitsbedingungen 

und mehr moderne Raumschießanlagen wie 
in Schneeberg. Nur so bleibt die Polizei nach 
innen und außen attraktiv. 

Dazu gehören auch die Modernisierung 
und die Anpassung der Studien­ und Aus­
bildungsinhalte bei der PolFH und den Po­
lizeifachschulen. Hier müssen wir am Zahn 
der Zeit bleiben. Die Einsatzlagen sind nicht 
mehr vergleichbar mit den Erfahrungen, die 
ich als Bundespolizist gemacht habe. Zudem 
gibt es neue Kriminalitätsschwerpunkte. 
Klar, dass sich damit auch die Anforderun­
gen an den Polizeiberuf ändern. 

Bei all der Belastung – und die Polizei 
Sachsen gehört in den vergangenen Jahren 
eindeutig zu einer der am stärksten belas­
tetsten Polizei bundesweit – steht die Ge­
sundheit an oberster Stelle. Psychische und 
physische Fitness sind überhaupt erst die 
Basis für gute Polizeiarbeit. Deshalb war es 
mir in den Haushaltsverhandlungen wich­
tig, dass in ausreichendem Maße Mittel für 
das behördliche Gesundheitsmanagement 
bereitgestellt werden. Damit können wir 
z. B. Workshops und Gesundheitsangebote 
garantieren. I

Q
ue

lle
: P

ix
ab

ay

Hagen Husgen

Fo
to

: G
d

P
 S

ac
hs

en



DP Deutsche Polizei 01/2023 | Sachsen 3

AUSWAHLTEAM

Die beste Werbung für den Polizeiberuf seid ihr!

Uwe Kleine

Habt ihr mal darüber nachgedacht, mit 

wem ihr später zusammen Dienst ver-

richten wollt? Vielleicht mit einem guten 

Freund oder einer guten Freundin?

In den Zeiten, in der die Bewerbenden für 

den Polizeiberuf immer jünger werden und 

den Einstieg in die Polizei zunehmend di-

rekt nach dem Besuch der allgemeinbilden-

den Schulen suchen, gewinnt der Einfluss 

von Freunden und Familie auf die Berufs-

wahl weiter an Bedeutung. Schon jetzt ge-

ben über 50 Prozent der neu eingestellten 

Kolleginnen und Kollegen an, dass sie von 

Freunden und Familie auf den Polizeiberuf 

aufmerksam gemacht wurden und sich des-

halb beworben haben. 

Im letzten Jahr hat die Hochschule der 

Sächsischen Polizei (FH), die seit März 2022 

für die Bewerbergewinnung und -auswahl 

zuständig ist, neue Formate für die Bewer-

bergewinnung aufgelegt. 

Zu den „Tagen der offenen Schulen“ am 

Campus Bautzen und den Polizeifachschu-

len Chemnitz, Leipzig und Schneeberg ka-

men ca. 5.000 Interessierte und informierten 

sich über den Studien- und Ausbildungsall-

tag, das Leben rund um die Standorte und 

natürlich auch über das Bewerbungs- und 

Auswahlverfahren. Mit großer Begeisterung 

standen die Studierenden, Auszubildenden 

und natürlich auch das Stammpersonal an 

den Standorten als Gesprächspartner für die 

Gäste bereit. 

Das Trendence Institut befragt jährlich 

25.000 Schülerinnen und Schüler nach ih-

ren Berufswünschen. Mit fast 12 Prozent 

steht die Polizei als Top-Arbeitgeber unan-

gefochten auf Platz 1. 

Schaut man auf die Absolventenzahlen 

der allgemeinbildenden Schulen in Sach-

sen, so müssten sich für die Einstellungen 

im Jahr 2024 alleine aus dieser Zielgruppe 

fast 4.000 junge Menschen bei der Polizei 

bewerben. 

Die beste Werbung für den Polizeiberuf 

seid ihr! Sprecht Freunde und Familie an. 

Zeigt ihnen die Polizei Sachsen. Am 12. Ja-

nuar 2023 ist am Campus Rothenburg die 

nächste Gelegenheit, mit Studierenden ins 

Gespräch zu kommen. Zum bundesweiten 

Hochschulinformationstag öffnet auch die 

Hochschule der Sächsischen Polizei ihre Tü-

ren. Natürlich stehen die Berufsberater in 

den Polizeidirektionen und das Auswahl-

team als Ansprechpartner zur Verfügung. I
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Redaktionsschluss

Bitte beachten:  

Der Redaktionsschluss für das Landesjour-

nal Sachsen, Ausgabe Januar 2023, war der 

2. Dezember 2022, für die Ausgabe Februar 

2023 ist es der 30. Dezember 2022 und für 

März 2023 ist es der 27. Januar 2023.

Hinweise: 

Das Landesjournal versteht sich nicht nur 

als Informationsquelle, sondern auch als 

Kommunikationsforum für die sächsischen 

Kolleginnen und Kollegen. Zuschriften sind 

daher ausdrücklich erwünscht. Die Redak-

tion behält sich jedoch vor, Leserbriefe ge-

kürzt zu veröffentlichen. Für unverlangt ein-

gesandte Manuskripte oder Fotos überneh-

men wir keine Gewähr für Veröffentlichung, 

den Zeitpunkt der Veröffentlichung oder 

Rücksendung. Namentlich gekennzeichne-

te Artikel/Leserbriefe stellen nicht in jedem 

Fall die Meinung der Redaktion dar.

Die Redaktion
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LESERBRIEF

Quo vadis, Germania?

Attila Dorkó

(Autor des historischen Romans „Rot und 
Grau“, Kartenmaterial unter www.Rot-und-
Grau.de)

Quo vadis, Germania? Wohin gehst du, 
Deutschland? Deutschland ist eines der 
wohlhabendsten Länder der Erde. Seit Jah-
ren läuft der Wirtschaftsmotor auf Hochtou-
ren, welchen ein Großteil der Bevölkerung 
für selbstverständlich hält. Doch entgegen 
der Geschichte des Landes beispielslosen 
Wohlstandsniveaus jagt eine Krisenstim-
mung die andere: die Euro- und Finanzkri-
se, die Flüchtlings- und nun die Coronakri-
se. Zur Letztgenannten wird sich in diaboli-
scher Weise die Energiekrise hinzugesellen, 
von der Rezession ganz zu schweigen. Doch 
etwas hat sich seit der Coronakrise geändert. 
Das Land ist gespalten in Geimpfte und Un-
geimpfte. Auch wenn Bundeskanzler Olaf 

Scholz „keine Spaltung der Gesellschaft se-
hen kann und er ein Kanzler aller sein wol-
le“, verkennt er die Realität.  Über Wochen 
gewann das Demonstrationsgeschehen auf 
den Straßen und Plätzen in den Städten, ja 
selbst auf den Dörfern an Dynamik. Und 
die Ansage selbigen Kanzlers, „unter seiner 
Regierung werde es keine roten Linien ge-
ben“, gab selbstverständlich Anlass zu wei-
teren und größeren Demonstrationen. „Die 
Geimpften werden die Ungeimpften schon 
disziplinieren“, rief der CDU-Fraktionsvor-
sitzende Ralph Brinkhaus. Anders Frank 
Ullrich Montgomery, der von einer „Tyran-
nei der Ungeimpften“ sprach oder, wenn ein 
Gericht die 2-G-Regel für verfassungswidrig 
hält, sie als „kleine Richterlein“ beschimpft. 
Oder der Tübinger Oberbürgermeister Bo-
ris Palmer von den Grünen, der die Unge-
impften in „Beugehaft“ nehmen will, also 
eine den Willen brechende Haft! Die Ent-
rechtungsfantasien schienen keine Grenze 
mehr zu kennen. „Kostenbeteiligung Unge-

impfter an Krankenhausleistungen im Falle 
eine Coronainfektion“ wurde gefordert. „Die 
Ungeimpften werden uns in eine Katastro-
phe führen“, liefen die Kanäle heiß. Ein Bie-
lefelder Professor der Rechte, Franz C. Mey-
er, forderte sogar, den „Impfverweigerern 
den Krankenversicherungsschutz zu ent-
ziehen, zusammen mit empfindlichen Buß-
geldern“. Auch die Entgleisung der Kabaret-
tistin Sarah Bosetti, welche die Ungeimpften 
mit einem Blinddarm vergleicht: „Wäre die 
Spaltung der Gesellschaft wirklich so etwas 
Schlimmes? Sie würde ja nicht in der Mitte 
auseinanderbrechen, sondern ziemlich weit 
rechts unten. Und so ein Blinddarm ist ja 
nicht im strengeren Sinne essenziell für das 
Überleben des Gesamtkomplexes“, so ganz 
unverblümt in ihrer Sendung „Bosetti will 
reden“. Auch die Maxime des bayerischen 
Ministerpräsidenten Söder „Impfen schafft 
Freiheit“ lässt aufhorchen.  Und das „Signal 
an die Geimpften“ durch den NRW-Minis-
terpräsidenten Wüst in der Sendung „Anne 
Will“: „Sinn und Zweck ist, dass wir den 
Menschen, die sich impfen lassen, signali-
sieren können: Jetzt sind die anderen dran, 
die sich bisher geweigert haben“, forderte 

SENIOREN

Senioren der Gruppe Dresden Ost besuchen die  
Werkfeuerwehr Flughafen Dresden

Roland Mickan

Nach der Begrüßung durch den Besucher-
dienst und dem Sicherheitscheck fuhren 

wir im Vorfeldbus über dieses zur Werksfeu-
erwehr. Hier wurden wir bereits von einem 
verantwortlichen Kameraden der Feuerwehr 
erwartet. Durch diesen erhielten wir einen 
umfassenden Einblick in den Aufgabenbe-
reich der Flughafenfeuerwehr/Werksfeuer-
wehr. Also Flughafenbrandschutz – Gebäu-
debrandschutz und Unterstützung für Flug-
gäste mit körperlicher Behinderung damit 
diese auch gefahrlos ins und vom Flugzeug 
gelangen zum Beispiel mit Rollstuhl oder 
gebrochenem Bein in einer Schiene. In 
der Fahrzeughalle haben wir die vielen 
verschiedenen Einsatzfahrzeuge und deren 
technischen Daten erklärt bekommen. 

Auch dass der Flugbetrieb des gesamten 
Flughafens von der Einsatzbereitschaft 
der Feuerwehr abhängig ist. So kann 
auch ein Löschfahrzeug, welches wir von 
der Stadt auch kennen, von Angestellten 
des Flughafens, welche Kameraden bei 
städtischen freiwilligen Feuerwehren sind, 
besetzt werden. Aber auch, dass Einsatzkräfte 
von der Alarmierung an nur drei Minuten 

Zeit bis zu jedem Ort auf dem Flugplatz 
haben, um mit Rettungsmaßnahmen zu 
beginnen. Im Anschluss konnten wir 
eines der drei Flugfeldlöschfahrzeuge 
Panter der Firma Rosenbauer bei einer 
Vorführung bestaunen. Der 1.200 PS starke 
Motor ermöglicht, dass das Fahrzeug mit 
bis zu 140 km/h zum Einsatzort gelangt. 
Hier können die mitgeführten 12.500 Liter 
Wasser oder 1.500 Liter Schaum zum Einsatz 
kommen. Anschließend fuhren wir wieder 
mit einem Vorfeldbus zurück, wo wir noch 
viel Interessantes zum Flughafen erfuhren. 
Für diesen gelungenen Tag können wir uns 
nur beim Besucherdienst des Flughafens 
und vor allem bei dem Kameraden der 
Feuerwehr bedanken, welcher uns diesen 
beeindruckenden Besuch gestaltete. Wir 
hatten bei der monatlichen Besichtigung 
wieder viel Neues erfahren und gemeinsam 
mit den Ehepartnern einen schönen Tag. I
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er gebetsmühlenartig. Es schien, als hätte 
man mit den Ungeimpften „etwas vor“. Sie 
sollten Rechtlose, von der Gesellschaft Aus-
gestoßene, nicht mehr Teil der „Solidarge-
meinschaft“ sein. Es wurden grundlegende 
Rechtsnormen unserer Gesellschaft gebro-
chen, es fehlte noch, dass einer der Akteu-
re ein „Lager für Ungeimpfte“ fordert, weil 
es das „gesunde Volksempfinden“ gebiete. 
Wir waren mittlerweile an einem Punkt an-
gekommen, wo ein politischer Meinungsdis-
kurs nicht mehr stattfindet. Die Bundesre-
gierung und die Demonstranten, sich selbst 
„Spaziergänger“ nennend, gehen von völlig 
unterschiedlichen, nicht mehr vermittelba-
ren Wegen in die Zukunft. Nur für den na-
iven, den oberflächlichen Blick ist das Ge-
schehen noch eine politische Auseinander-
setzung von altem Schlage. Nur wer wacher 
und kälter schaut, entdeckt einen geistigen 
und ideologischen Weltanschauungskampf 
jenseits des Pandemiegeschehens. Die tra-
ditionelle SPD war noch beim und mit dem 
Volk, bemühte sich um die Abgehängten, 
die Arbeiter in den Fabriken und die Schwa-
chen. Sie kannte den Zusammenhang von 
National- und Sozialstaat, verspielt aber 
zusehends das Vertrauen, indem sie sich 
für den von Pfizer und Doc Morris finan-
zierten Parteitag bedankt. Ist er doch nicht 
ein Kanzler für das Volk oder doch eher ein 
Pharmalobbyist? Und die Außenministerin 
Annalena Baerbock, die gefühlt jede Wo-
che mit einem neuen Lebenslauf aufwarte-
te, und der Bundesminister für Wirtschaft 
und Klimaschutz, Robert Habeck, der „mit 
Deutschland nichts anzufangen weiß“, die-
nen nicht gerade zum Vertrauensaufbau. 

Ein Gesundheitsminister, dessen einzi-
ge Aufgabe darin besteht, Angst und Schre-
cken zu verbreiten, sorgt für das notwendi-
ge Chaos und die um sich greifende Verun-
sicherung. „Es wird niemand gegen seinen 
Willen geimpft, selbst die Impfpflicht führt 
dazu, dass man sich zum Schluss freiwillig 
impfen lässt“, unkt Karl Lauterbach. Alle 
Parteien der jetzigen Ampelkoalition waren 
während des Wahlkampfes geschlossen ge-
gen eine Impfpflicht. Nunmehr an der Macht 
sollte es „keine roten Linien“ und eine Impf-
pflicht für die Pflegekräfte geben. Über eine 
allgemeine Impfpflicht wurde ebenfalls 
nachgedacht. Alles was vor der Wahl ver-
sprochen wurde, war schnell wieder hinfäl-
lig, Wahlversprechen wurden eindrucksvoll 
gebrochen. Soll die Zukunft nur noch aus 

„Bremsen und Boostern“ bestehen, die zu 
keinem Ende kommen wird? Der doppelt Ge-
impfte wird zum Ungeimpften und der nicht 
nach drei Monaten Geboosterte wird dann 
wieder zum Ungeimpften und so weiter und 
so fort. Sollte das die Impfstrategie der Bun-
desregierung zur Immunisierung der Gesell-
schaft sein? Es scheint, dass wir uns in einer 
Übergangsphase hin zu einer Postdemokra-
tie befinden. In den modernen Staaten gibt 

es nur die repräsentative Demokratie mit ge-
wissen plebiszitären Elementen, indem sich 
aber die politischen Eliten längst vom Volk 
abgekoppelt haben. Darin sehen nun vie-
le Menschen eine Gefahr für die Demokra-
tie, andere hingegen im Populismus derje-
nigen, die gegen diese Abkopplung in Op-
position treten. Da nicht alle gleichzeitig 
regieren können und es immer widerstrei-
tende Interessen gibt, besteht das Haupt-
problem darin, die Macht zu delegieren, an-
derseits für die notwendige Rückkopplung 
zu sorgen. Unser Konzept von Demokratie 
geht auf die Antike zurück, während der Li-
beralismus der Aufklärung entstammt und 
die individuelle Freiheit des Denkens und 
Handelns betont, soweit sie anderen nicht 
schadet. Was beides verbindet ist der Par-
lamentarismus: Er ist ein liberales Modell, 
denn es ist in der Lage, widerstreitende In-
teressen, sofern die Anliegen der Oppositi-
on ernst genommen werden, zum Ausgleich 

zu bringen. Es ist demokratisch, als es für 
eine Repräsentation des Volkes sorgen soll. 
Doch die Demokratie und Freiheit nehmen 
seit Beginn der Pandemie immer weiter ab. 
Die Situation wird zusätzlich verschärft, 
wenn die parteipolitischen Eliten und die 
Massenmedien sich als Hüter der Demokra-
tie und als tolerant betrachten, aber diejeni-
gen, die gegen eine Impfpflicht und für mehr 
Freiheit und Demokratie auf die Straße ge-
hen, als Populisten, Covidioten, Querdenker 
bezeichnen. In den Reihen der Demonstran-
ten sind dem Präsidenten des Verfassungs-
schutzes, Thomas Haldenwang, „Staats-
feinde“ aufgefallen, „die nicht eindeutig 
den bisherigen Kategorien wie Links- oder 
Rechtsextremismus zuzuordnen sind“. Das 
ideologische Narrativ hält noch stand, aber 
es beginnt zu bröckeln. Dieser „Maßnahme-
Staat hygienischer Ausprägung“, so will ich 
ihn benennen, orientiert sich zusehends an 
der situativ-politischen Zweckmäßigkeit. 
Entscheidungen ergehen nach „Lage der 
Sache“. Eine Impfung, deren Zulassung in 
so kurzer Frist auf politischen Druck durch-
gesetzt wurde, wirft Fragen auf. In der Me-
dizingeschichte gab es schon oft Impfstof-
fe und Medikamente, welche viele Jahre 
ein Genehmigungsverfahren durchlaufen 
haben, aber dennoch wegen „Impfversa-
gens“, nun „Impfdurchbrüche“ vom Markt 
genommen wurden. Und das will man bei 
den Coronaimpfstoffen a priori ausschlie-
ßen? Es schien, dass die Impfung zur neuen 
Religion erhoben wurde, wer sich auflehnt, 
ein Ketzer ist, dem der inquisitorische Pro-
zess gemacht werden muss. Meinungen für 
oder wider sind zur Glaubensfrage gewor-
den. Eine Meinungsfreiheit wird nicht mehr 
gewünscht; gewünscht ist nur, wer die vor-
gegebene Meinung teilt oder mitmacht. Ist 
nicht die Demokratie die Basis für die Würde 
des Menschen und das Recht, selber zu den-
ken, das Recht auf eigene Meinung und die-
se ausdrücklich geltend zu machen und sich 
gegen das Eindringen in seine Psyche und 
vor psychischem und physischem Zwang 
zu schützen? Daher sollte eine Demokratie 
jederzeit persönliche und kollektive Selbst-
kritik aushalten, sie als politisches Korrektiv 
betrachten. Eine Spaltung in eine erschöpfte 
und verunsicherte Mehrheit und Widerstand 
leistende Minderheit zeigt auch, wie heikel 
die Angelegenheit geworden ist, weil sie den 
Umgang zwischen der Mehrheit und Minder-
heit vor Augen führt. I
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Lohnt sich der Einsatz von 
Suchtkrankenhelfern?

Kerstin Weber

Missbrauch oder Abhängigkeit von Alko-
hol, Tabak oder anderen psychotropen 

Substanzen (legale oder illegale Substan-
zen, Medikamente und dergleichen), aber 
auch Verhaltenssüchte wie Glücksspiel, ex-
zessiver Gebrauch von Computer und Inter-
net oder auch das weite Feld der Essstörun-
gen sind – auch wenn es die Betroffenen 
meist vor sich selbst verleugnen – Erkran-
kungen, die einer Behandlung bedürfen. In 
der Regel gehen mit den gesundheitlichen 
Störungen oder Erkrankungen auch drama-
tische persönliche Schicksale einher. Ein 
immer kleinerer Freundeskreis, Trennun-
gen im familiären Bereich bis hin zum to-
talen Verlust sozialer Kontakte, Verlust des 
Führerscheins, damit eine schlechtere Mo-
bilität sowie große wirtschaftliche Engpäs-
se oder sogar Verluste können die Folge sein.

Aber auch für den Arbeitgeber oder 
Dienstherrn sind Folgen spürbar, weil diese 
Kollegen häufiger krankheitsbedingt ausfal-
len, weniger leistungsfähig sind oder häufi-
ger Fehler machen. Rechnen Sie doch ein-
mal selbst.

Das sind „nur“ die Kosten durch die al-
koholbedingten Krankheitstage. Und wir 

rechnen hier „nur“ mit 5 Prozent der Be-
schäftigten und „nur“ mit 30 Krankheits-
tagen. 

Mit diesen Zahlen orientieren wir uns an 
den Angaben der Deutschen Hauptstelle für 
Suchtgefahren. Andere Studien gehen von 
53 bis 63 alkoholbedingten Krankheitstagen 
bei nicht behandelten Alkoholkrankheiten 
und bis zu 10 Prozent der Beschäftigten, die 
alkoholabhängig sind, aus. 

Hinzu kommen Kosten für die alkoholbe-
dingten Minderleistungen wegen:
•  Unpünktlichkeit,
•  starker Leistungsschwankungen,
•  Fehlern bei der Arbeit,
•  Arbeitsunfällen und Schäden an Arbeits-

mitteln,
•  Unzuverlässigkeit,
•  Übernahme der Arbeit durch Kolleg*innen 

usw.
Diese kann man mit der folgenden Be-

rechnung noch addieren.

Sie glauben die Zahlen sind zu hoch? Si-
cherlich nicht, denn in dieser Berechnung 
fehlen:
•  die ca. 10 Prozent Alkoholgefährdeten, die 

zum Teil schon selbst Kosten verursachen,
•  die Kolleginnen und Kollegen, die andere 

Suchterkrankungen haben,
•  die Kosten für Entgiftung und Langzeit-

therapie.

Außerdem

Eine Alkoholabhängigkeit entwickelt sich 
schleichend für den Betroffenen selbst und 
vor allem für sein Umfeld. Sicher fällt dem 
einen oder anderen schon mal etwas auf, 
aber wer schaut der Realität schon gern ins 
Auge? Oft wird es also viele Jahre dauern, 
bevor das Problem fassbar ist – meist sind es 
ca. zehn Jahre. Bezogen auf unser Rechen-
beispiel würde dies bedeuten, das Ergebnis 
nochmals zu multiplizieren.

Die Lösung? 

Die derzeit fast 50 Suchtkrankenhelfer der 
sächsischen Polizei können:
•  Vorgesetzte und Kollegen über das The-

ma umfassend aufklären und informieren,
•  vorbeugend tätig werden,
•  den betroffenen Kolleginnen und Kollegen 

zur Seite stehen, sie begleiten und unter-
stützen,

•  die Nachsorge absichern und Rückfälle 
vermeiden helfen.

Wenn man deren 20 Prozent Arbeitszeit, 
die sie nebenamtlich für ihre Tätigkeit ver-
wenden dürfen, und teilweise auch schon 
zehn Jahre oder länger leisten, den oben be-
schriebenen Rechnungen entgegensetzt und 
dabei auch Kosten für Fortbildung, Vernet-
zung, Fachtagungen und Ähnliches einrech-
net, dann kosten sie jährlich etwa 10 Prozent 
von dem, was die betroffenen Kollegen an 
Kosten verursachen – dabei sind Kosten für 
die Behandlung (Entgiftung und Langzeit-
therapie, Wiedereingliederung usw.) unbe-
rücksichtigt.

Zugegeben, nicht alle Kollegen schaffen 
es, auf Dauer trocken zu bleiben und dem 
Dienstherrn wieder mit voller Kraft zur Ver-
fügung zu stehen. Wenn es uns allerdings 
gelingt, wenigstens einigen wieder die Leis-
tungsfähigkeit zurückzugeben, dann haben 
wir viel erreicht und der Einsatz hat sich ge-
lohnt.
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Und wenn wir einen Ausblick in die 

nahe Zukunft wagen wollen, dann werden 

wir wohl mit steigenden Kosten rechnen 

müssen. Eine Entwöhnungsbehandlung 

vom Alkohol dauert in der Regel 12 bis 16 

Wochen. Bei einer Entwöhnung von Can-

nabis kann die Behandlung bis zu 26 Wo-

chen dauern.

Schlussfolgerung

Suchtkrankenhelfer durchlaufen ein Aus-

wahlverfahren und werden in ihrer dreiwö-

chigen Ausbildung gut auf ihre Tätigkeit vor-

bereitet. Sie bilden sich laufend fort und sind 

damit in der Lage, angemessen auf die der-

zeitigen Erfordernisse und künftige Heraus-

forderungen zu reagieren. Sie nutzen der Or-

ganisation, weil sie dazu beitragen, Kosten 

zu minimieren und Personal zu erhalten. Sie 

übernehmen in diesem Bereich die psycho-

soziale Unterstützung betroffener Kollegen 

und erfüllen damit einen Teil der Fürsorge-

pflicht des Dienstherrn. I
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SENIOREN

Seniorengruppe der Bereitschaftspolizei 

Rolf Höno

Vor über sechs Jahren erfolgte der Be-

schluss, am Dienstort Leipzig eine Se-

niorengruppe zu bilden, da hier die meisten 

Beschäftigten im nöti-

gen Alter waren.

Wir begannen mit 

acht Mitgliedern und 

haben uns bis zum 

heutigen Tag auf 24 

Rentner und Pensio-

näre vergrößert. Mitt-

lerweile wurden auch 

in Dresden und Chem-

nitz Seniorengruppen 

ins Leben gerufen. 

Derzeit hat man dort 

elf und sieben Mit-

glieder. Zusammen 

hat die Bereitschafts-

polizei also über 40 

aktive Pensionäre und Rentner, die sich in-

formieren, austauschen und Veranstaltun-

gen unternehmen. 

Eure Ansprechpartner in den Dienstorten 

sind in Dresden Knut Hähnel, in Leipzig Rolf 

Höno und in Chemnitz Dietmar Scheiter. Die 

Erreichbarkeiten findet ihr auf der GdP-In-

ternetseite der Bereitschaftspolizei. 

Wenn ihr Fragen oder Probleme habt, 

wendet euch an uns. Wir haben immer ein 

offenes Ohr. Besonders freuen wir uns über 

eure Ideen, um zusammen Veranstaltungen 

durchführen zu können.

In Leipzig veranstalten wir jedes Jahr re-

gelmäßige Treffen und Tagesausfahrten. In 

erster Linie steht 

der Informations-

austausch über 

aktuelle Proble-

me wie Beihilfe im 

Mittelpunkt. Aber 

auch die aktuel-

le dienstliche Si-

tuation ist ständi-

ger Teil des Aus-

tauschs. 

Seit Grün-

dung der Senio-

rengruppe haben 

wir schon viel un-

ternommen. 2019 

eine Kahnfahrt im 

Spreewald, 2021 waren wir bowlen und beim 

Hoffest dabei. 2020 wurde sich wegen Coro-

na nur telefonisch ausgetauscht.

In diesem Jahr ging es mit einem Busun-

ternehmen in Richtung Potsdam. Von Ket-

zin aus machten wir bei schönstem Wetter 

mit der MS Harmonie eine vierstündige Ha-

velrundfahrt auf acht Seen bis Potsdam und 

zurück. Der Kapitän zeigte uns während der 

Fahrt interessante und historische Sehens-

würdigkeiten, unter anderem das kleine 

Schloss in Babelsberg, die bekannte Glieni-

cker Brücke und den Cecilien Hof. Auf der 

Fahrt gab es genügend Zeit, bei Essen und 

Getränken sich zu unterhalten.

Im Anschluss ging es per Bus in Richtung 

Leipzig mit einem Stopp auf dem Spargeler-

lebnishof Klaistow. Dort gab es jede Menge 

an Kürbissen in vielfältigen Sorten und Grö-

ßen. Am frühen Abend trafen wir wieder in 

Leipzig ein und alle waren mit dem Tag sehr 

zufrieden.

So viel aus der Seniorengruppe der Be-

reitschaftspolizei in Leipzig. Ich freue mich, 

demnächst auch aus den Seniorengruppen 

Dresden und Chemnitz der Bereitschaftspo-

lizei ähnliche Berichte über ihre Aktivitäten 

zu lesen. I
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INFO-DREI

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit
der Polizei in …
… Thüringen

Der Bereich Presse- und Öffentlichkeitsar-
beit in der Landespolizeidirektion besteht aus
den Bereichen interne und externe Öffentlich-
keitsarbeit sowie Social Media. Er richtet sich
an verschiedene Zielgruppen,wie Vorgesetzte
und Kollegen in der eignen Behörde oder Me-
dienvertreter. Im Bereich der internen Öffent-
lichkeitsarbeit liegen vorrangig die Betreuung
des „Polizei-Intranets“ sowie die Lokalredak-
tion für die Landespolizeidirektion und ihre
nachgeordneten Bereiche. Weiter zählen die
Planung und Durchführung von Veranstal-
tungen, Termine und Anlässen wie Beförde-
rungsveranstaltungen, Dienstjubiläen, Neu-
beschaffungen, Verbeamtungen, Ruhestand
sowie die tägliche Medienauswertung zu den
Aufgaben.HinzukommtdieMitwirkung inder
Dienst- und Fachaufsicht sowie entsprechen-
de erforderliche Zuarbeiten zur Haushaltspla-
nung, Aufgaben im Führungsstab in der BAO
und die Erstellung von internen Anschreiben
der Behördenleitung. Im externen Öffentlich-
keitbereich ist der Auftritt der Thüringer Poli-
zei im Internet unter www.thueringen.de mit
der Bereitstellung von Informationen für die
Medien und die Platzierung eigener Meldun-
gen sowie die Herstellung und Verbreitung
von Medienerzeugnisse Hauptaufgabe. Wei-
tere Schwerpunkte beinhalten die Beantwor-
tung von Presseanfragen sowie die Vorberei-
tung von Pressegesprächen und -konferenzen
sowie sonstige öffentlichkeitswirksame Auf-
tritte der Behördenleitung inAbstimmungmit
dem Thüringer Ministerium für Inneres und
Kommunales. In den nachgeordneten Behör-
den und Einrichtungen der Thüringer Polizei
sind Sachbearbeiter Öffentlichkeitsarbeit und
Presse (ÖA/P) tätig. Sie nehmen alle Aufga-
ben in ihren jeweiligen Zuständigkeitsbereich
wahr. Die Koordinierung und fachliche An-
leitung der ÖA/P erfolgen durch den Bereich
Presse und Öffentlichkeitsarbeit der LPD. Seit
2022 gibt es ein Online-Nachrichtenjournal,
welches die gedruckte Ausgabe „Polizei in
Thüringen“ (PIT) abgelöst hat.
Monika Pape

… Sachsen

Seit einer Umstrukturierung zum Septem-
ber 2020 sind die Stabsstellen Kommunikati-
on der Polizeidirektionen sowie der Zentral-
dienststellen für die jeweilige Presse- undÖf-
fentlichkeitsarbeit verantwortlich. Die Teams
sind je nachAufgabenspektrumunterschied-
lich groß und bündeln alle Aspekte der Öf-
fentlichkeitsarbeit. Wesentlichen Schwer-
punkt bildet die Medienarbeit. Die tägliche
Erstellung vonMedieninformationen, die Be-
antwortung vonAnfragenunddieMedienbe-
treuungbei Terminenoder Einsatzlagen sind
dieHauptaufgaben.Die Stabsstellen der Zen-
traldienststellen fertigen Medieninformatio-
nen oftmals anlassbezogen. Zudem erfolgt
täglich eine Medienauswertung.

Daneben organisieren die Stabsstellen
auch die interne Öffentlichkeitsarbeit vor-
rangig über die Intranetseiten der Dienst-
stellen. Darüber hinaus fallen auch nahezu
alle weiteren Kommunikationsaufgaben in
die Zuständigkeit der Stabsstellen. Die Be-
antwortung von Bürgeranliegen, die Bear-
beitung von Beschwerden als auch die Zuar-
beit zu parlamentarischen Anfragen erfolgt
durch sie. Auch die Nachwuchswerbung
und die Koordination der internationalen
Zusammenarbeit sind in den Stabsstellen
angebunden. Gleichzeitig koordinieren und
organisieren die Stabsstellen interne und öf-
fentliche Veranstaltungen der Dienststellen.

Die polizeilichen Social-Media-Kanäle
(Facebook, Instagram und Twitter) werden
in Sachsen zentral durch das Social-Media-
Teambetreut, welches beimReferat Kommu-
nikation im Staatsministerium des Innern
angesiedelt ist. Dies erfolgt in engem Aus-
tausch undmit Unterstützung durch die On-
line-Redakteure in denDienststellen. Größe-
re Einsatzmaßnahmenwerden in den sozia-
lenMedien ebenso gemeinsambegleitet. Die
Landeswebredaktion im Innenministerium
ist für die Gestaltung der Internetseiten der
sächsischen Polizei zuständig, wobei auch
hier die Dienststellen unterstützen.
Jana Ulbricht

… Sachsen-Anhalt

Das Referat Presse- und Öffentlichkeits-
arbeit ist zentraler Anlaufpunkt für Anfra-
gen, die sich aus der Ressortzuständigkeit
des Ministeriums für Inneres und Sport des
Landes Sachsen-Anhalt ergeben. Mit fünf
Bediensteten (u. a. Pressesprecherin und
Redaktion Landesportal/Social Media) steu-
ert das Referat sämtliche Anfragen.

Pressemeldungen gehen per E-Mail an den
internen Presseverteiler des Ministeriums
und werden zeitgleich auf der hauseigenen
Website veröffentlicht. Die einzelnen Presse-
stellen auf der Ebene der Polizeireviere tra-
gen Meldungen zusammen, die auf den Twit-
ter-Kanälen der Polizeiinspektionen (Stendal,
Magdeburg, Halle [Saale], Dessau-Roßlau)
und der Fachhochschule Polizei Sachsen-An-
halt veröffentlicht und an die regionale Pres-
se weitergegeben werden. Diese beinhalten
tägliche Informationen über die polizeiliche
Lage und Einsätze bis hin zur Unterstützung
der Kriminalpolizei bei Öffentlichkeitsfahn-
dungen. Ebenso unterhält die Polizeiinspek-
tion Zentrale Dienste und das Landeskrimi-
nalamt hausinterne Pressestellen.

Neben den Twitter-Kanälen ist die Landes-
polizei auch auf Facebook und Instagramver-
treten. Während über Facebook ausschließ-
lich die Nachwuchskampagne (Podcast, Mes-
sestände, Berufsinformationenu. v. m.) läuft,
wird bei Instagramauchüber allgemeine The-
men berichtet. So werden Bürgerinnen und
Bürger u. a. über aktuelle Warnungen (z. B.
Trickdiebstähle, SMS- bzw.Whatsapp-Fallen,
Enkeltricks) aufklärt oder über verschiedens-
te Einsatzbereiche der Landespolizei infor-
miert (z. B. Besuch bei der Hubschrauberstaf-
fel, bei der Wasserschutzpolizei, Vorstellung
neuer E-Bikes und Fahrzeuge, Mitnahme bei
Geschwindigkeitsmessungen oder Fahrzeug-
kontrollen bei Pkws und Lkws).

Als Fazit lässt sich festhalten, dass die
Landespolizei Sachsen-Anhalt alle ihr zur
Verfügung stehenden Kanäle nutzt, um eine
möglichst große Öffentlichkeit zu erreichen.
Martin Gaudig


